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Zukunftssicherung der Gesundheit Nordhessen Holding AG (GNH) 

Vereinbarung mit der ver.di-vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)  

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

Mitberichterstatter/-in:  

  

  

  

  

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Vereinbarung mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di wird nach 

Maßgabe des beigefügten Entwurfs (s. Anlage) zugestimmt. 

 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 

 

Begründung: 

 

Die Stadt Kassel ist mit 92,5 % Mehrheitsgesellschafterin der Gesundheit 

Nordhessen Holding AG. Die übrigen 7,5 % hält der Landkreis Kassel. 

 

Der Abschluss der Vereinbarung ist eine Voraussetzung für einen 

Anwendungstarifvertrag zum „Tarifvertrag zur Zukunftssicherung der 

Krankenhäuser“ (TV ZuSi) für den Zeitraum vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2020 

zwischen den Tarifvertragsparteien. 

 

Seit 2007 gibt es bei der GNH einen Zukunftssicherungstarifvertrag (ZuSi), der 

zwischen dem kommunalem Arbeitgeberverband und der 

Dienstleistungsgewerkschaft ver.di geschlossen wurde. Dieser sieht einen 

Gehaltsverzicht der Beschäftigten im ver.di-Anwendungsbereich bei gleichzeitigem 

Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen vor. Vertragsbestandteil ist außerdem, 

dass bei einem testierten Jahresüberschuss auf Konzernebene das einbehaltene 

Gehalt ganz bzw. anteilig zurückgezahlt wird. In den Jahren 2007 bis 2016 betrug 
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Unternehmensentwicklung konzernweit ca. 84 %. 

 

Eine Voraussetzung für den ZuSi ist seit Beginn eine Vereinbarung zwischen der 

Stadt Kassel und der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, in der sich die Stadt 

verpflichtet, Mehrheitsaktionärin der GNH zu bleiben.  

Der Stadt Kassel wird ein Sonderkündigungsrecht eingeräumt, sofern bestimmte 

Basiswerte des Eigenkapitals der GNH unterschritten würden. 

 

Der ZuSi, der den Banken als Sicherheit diente, hat es der GNH in den Jahren 2007 

bis 2016 ermöglicht, einen großen Investitionsstau abzuarbeiten und die 

Leistungen auszubauen. Gleichzeitig werden durch den ZuSi die Arbeitsplätze 

gesichert, so dass selbst bei Schließung der Kreisklinik in Helmarshausen und des 

Pflegeheimes Fasanenhof die Beschäftigten keine betriebsbedingten Kündigungen 

fürchten mussten. 

 

Um weiterhin den stetig steigenden Anforderungen im Gesundheitswesen gerecht 

zu werden, wurde für das Jahr 2016 ein Moratorium über die einjährige 

Fortführung des Zukunftssicherungstarifvertrags aus dem Jahr 2007 vereinbart 

und während dieser Zeit ein Zukunftskonzept für den Konzern  

(Stichwort „GNH 2020“) erarbeitet, dessen Vorlage Bedingung für die Aushandlung 

einer ZuSi-Verlängerung für die Jahre 2017 bis 2020 gewesen ist.  

 

Der Kommunale Arbeitgeberverband Hessen, die GNH und die 

Dienstleistungsgewerkschaft ver.di einigten sich im Rahmen dieser Verhandlungen 

auf einen jährlichen Gehaltverzicht von 4 % bei gleichzeitigem Verzicht auf 

betriebsbedingte Beendigungs-Kündigungen sowie volle bzw. anteilige 

Rückzahlung bei positivem Gesamt-GNH-Ergebnis. 

 

Die Fortführung des ZuSi ist unverzichtbar, um die erfolgreiche 

Unternehmensentwicklung weiterhin zu gewährleisten und die GNH zukunftsfähig 

aufzustellen. So wird das Unternehmen in die Lage versetzt, in den nächsten 

Jahren Investitionen im hohen zweistelligen Millionenbereich zu realisieren, das 

medizinische Leistungsspektrum auszubauen und die Arbeitsplätze zu sichern. 

Groß-Projekte wie der Neubau eines Zentrums für seelische Gesundheit am 

Klinikum Kassel, in dem die psychiatrische Klinik (jetzt Ludwig-Noll-Krankenhaus) 

und die psychosomatische Klinik zeitgemäße Räumlichkeiten finden werden, der 

Neubau der Betriebs-Kindertagesstätte, die Umstellung der GNH-weiten 

Speisenversorgung und der Neubau der Klinik in Hofgeismar sind aktuell in 

Vorbereitung. Auch für die nachhaltige Stabilisierung der Kliniken in der ländlichen 

Region wird der ZuSi benötigt, um die notwendigen Investitionen sicherzustellen. 

 

Wie in der Vergangenheit hat die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di den ZuSi auch 

an die Vereinbarung zwischen ihr und der Stadt Kassel geknüpft, nach der die Stadt 
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bleibt. 

 

ver.di hat sowohl der Vereinbarung als auch dem Anwendungstarifvertrag zum 

„Tarifvertrag zur Zukunftssicherung der Krankenhäuser“ (TV ZuSi) für den 

Zeitraum vom 01.01.2017 bis zum 31.12.2020 zwischen den Tarifvertragsparteien 

bereits zugestimmt.  

Der Kommunale Arbeitgeberverband Hessen hat in der Sitzung am 6. März 2018 

die entsprechenden Landesbezirkstarifverträge ebenfalls genehmigt. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage am 7. Mai 2018 beschlossen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 




